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Urteil 6B_360/2020 vom 08.10.2020 (publiziert als BGE 147 IV 93) 

Regeste 

Das Verfahren bei einer schuldunfähigen beschuldigten Person ist ein vom ordentlichen 

Verfahren klar abzugrenzendes selbstständiges, besonderes Verfahren, in dem mangels 

Vorwurfs eines schuldhaften Verhaltens kein Schuldspruch ergehen kann.  

Mangelhaftes Gutachten: Zwar kann die Verfahrensleitung anordnen, dass ein schriftlich 

erstattetes Gutachten mündlich erläutert oder ergänzt wird (Art. 187 Abs. 2 StPO). Jedoch 

sprengen die gutachterlichen Ausführungen vorliegend den Rahmen einer solchen 

mündlichen Erläuterung bzw. Ergänzung des Gutachtens. Der Sachverständige hat die an 

ihn gestellten Fragen teilweise nicht eindeutig beantwortet (hinsichtlich der 

Steuerungsfähigkeit) und seine Erkenntnisse bzw. Schlussfolgerungen unzureichend 

begründet (hinsichtlich der Diagnosen) (Details können den E. 2.4.2. ff. entnommen 

werden). 

Aus den Erwägungen: 

E.1.3.7. Aus dem Gesagten folgt zusammengefasst, dass es sich beim Verfahren bei einer 

schuldunfähigen beschuldigten Person um ein vom ordentlichen Verfahren klar abzugrenzendes 

selbstständiges, besonderes Verfahren handelt, in dem mangels Vorwurfs eines schuldhaften 

Verhaltens kein Schuldspruch ergehen kann. Es gelangt in Fällen zur Anwendung, in denen 

bereits im Vorverfahren die Schuldunfähigkeit hinsichtlich aller zu beurteilenden Straftaten 

eindeutig festgestellt wird und aus diesem Grund keine Anklage ergehen kann. Damit ist ein 

Schuldspruch im Rahmen eines selbstständigen Massnahmeverfahrens gemäss Art. 374 f. StPO 

ausgeschlossen. 

(…) 

E.1.5.3. Aufgrund des schweren und offensichtlichen Verfahrensfehlers des erstinstanzlichen 

Gerichts hätte die Vorinstanz gestützt auf Art. 404 Abs. 2 StPO auch den - ihres Erachtens vom 

Beschwerdeführer mit Berufung nicht angefochtenen - Schuldspruch wegen Störung des 

Totenfriedens überprüfen und die Sache an die erste Instanz bzw. die Staatsanwaltschaft 

zurückweisen müssen, da sich dessen Aufhebung zugunsten des Beschwerdeführers ausgewirkt 

hätte. Dieses Vorgehen drängte sich auch deshalb auf, weil der neue amtliche Verteidiger des 

Beschwerdeführers im Berufungsverfahren auf den Verfahrensfehler des erstinstanzlichen 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=%226B_360%2F2020%22&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F08-10-2020-6B_360-2020&number_of_ranks=17
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=%226B_360%2F2020%22&highlight_docid=atf%3A%2F%2F147-IV-93%3Ade&azaclir=aza


 
2 

Gerichts hingewiesen und beantragt hatte, die Sache sei gestützt auf Art. 375 Abs. 3 StPO an die 

Staatsanwaltschaft zurückzuweisen (Urteil S. 9). Entgegen der Ansicht der Vorinstanz ist darin 

kein Versuch zu erblicken, das Verfahren zu verzögern (vgl. Urteil S. 14 f.). Es wäre Aufgabe der 

Vorinstanz gewesen, den Fehler des erstinstanzlichen Gerichts in Anwendung von Art. 404 Abs. 2 

StPO zu korrigieren und die Sache gestützt auf Art. 375 Abs. 3 StPO an die Staatsanwaltschaft 

zur Weiterführung des Vorverfahrens zurückzuweisen. Dies ist vorliegend nachzuholen. Damit 

kann offengelassen werden, ob die Vorinstanz nach Art. 400 Abs. 1 StPO hätte vorgehen 

müssen, weil die Berufungsanträge des Beschwerdeführers einerseits und seines damaligen 

amtlichen Verteidigers andererseits widersprüchlich waren (vgl. Beschwerde S. 9 f., 17 f.).   

(…) 

E.2.4.5. Zusammenfassend ist festzustellen, dass das schriftliche Gutachten insofern mangelhaft 

ist, als der Sachverständige die an ihn gestellten Fragen teilweise nicht eindeutig beantwortet 

(hinsichtlich der Steuerungsfähigkeit) und seine Erkenntnisse bzw. Schlussfolgerungen 

unzureichend begründet (hinsichtlich der Diagnosen). Zwar hat er dies mündlich nachgeholt, 

jedoch ist er dabei teilweise von seiner Einschätzung im Gutachten abgewichen. Ferner hat sich 

anlässlich der Einvernahme ergeben, dass der Sachverständige Ereignisse, welche die Diagnose 

beeinflussen können, im schriftlichen Gutachten nicht berücksichtigt, und seine 

Schlussfolgerungen vereinzelt auf einer Anmutung beruhen, worauf er im Gutachten nicht 

hinweist. Vorliegend wurde der Sachverständige mit der schriftlichen Erstattung eines forensisch-

psychiatrischen Gutachtens beauftragt (vgl. Art. 187 Abs. 1 StPO). Zwar kann die 

Verfahrensleitung - wie vorliegend geschehen - anordnen, dass ein schriftlich erstattetes 

Gutachten mündlich erläutert oder ergänzt wird (Art. 187 Abs. 2 StPO). Jedoch sprengen die 

gutachterlichen Ausführungen vorliegend den Rahmen einer solchen mündlichen Erläuterung 

bzw. Ergänzung des Gutachtens. Vielmehr holte der Sachverständige die Begründung seiner 

Schlussfolgerungen, die er im schriftlichen Gutachten hätte vornehmen sollen, nach und gelangte 

teilweise sogar zu einer anderen Einschätzung als im Gutachten. In einer solchen Situation wäre 

ein Vorgehen nach Art. 189 StPO angezeigt gewesen. In ihrer Gesamtheit sind die dargelegten 

Mängel, die zentrale Punkte des Gutachtens betreffen, derart gravierend, dass das Gutachten 

keine rechtsgenügliche Grundlage für die Beurteilung der Schuldfähigkeit und die Prüfung der 

Voraussetzungen für die Anordnung einer Massnahme darstellt. Die Rüge des 

Beschwerdeführers, die vorinstanzliche Feststellung, wonach am Gutachten keine Mängel 

auszumachen seien, dieses sei vollständig, nachvollziehbar und schlüssig, sei willkürlich, ist 

begründet.   

 

 


